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I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Der im Miniſterium für Handel und bei den Gewerbeaufſichtsämtern Berlin SW. 
Gewerbe beſchäftigte Regierungsaſſeſſor und Berlin O. beauftragt worden. 
Dr. Poſſe iſt von der Preußiſchen Staats⸗ Der Gewerbeaſſeſſor Dr.-Ing. Kremer 
regierung zum Staatskommiſſar bei der Breu- in Berlin SW. ift zum 15. Auguſt d. 38. 
ßiſchen Landesauftragsſtelle mit der Amts⸗ nach Köln verſetzt und mit der Wahrnehmung 
bezeichnung Miniſterialrat beſtellt worden. der Geſchäfte eines Hilfsarbeiters bei dem 
i ee Köln⸗Land beauftragt 
worden. 


Die Gewerbeaſſeſſoren Strehlke in N 
Berlin NW und Kreis in Berlin SO find Der Dipl.-Ing. Wilhelm Eyermann iſt 
vom 15. Auguſt d. Is. an mit der Wahr⸗ zum Studienrat an den Vereinigten Maſchinen⸗ 
nehmung der Geſchäfte von Hilfsarbeitern bauſchulen in Magdeburg ernannt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Mittelbare Staatsbeamte und Lehrperſonen des abgetretenen Gebiets. 


Anweiſung 


vom 18. Mai 1920 zur Ausführung des Geſetzes über die Unterbringung 
von mittelbaren Staatsbeamten und Lehrperſonen (Unterbringungsgeſetz) 
vom 30. März 1920. 
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Allgemeines. 


Das Geſetz bezieht ſich auf die mittelbaren Staatsbeamten und Lehrperſonen aus 
allen infolge des Friedensvertrags von Verſailles vom 28. Juni 1919 an fremde Mächte 
abgetretenen oder von ihnen beſetzten preußiſchen Gebieten und unter den Beamten außer⸗ 
preußiſcher Gebietsteile auf die im $ 16 näher bezeichneten früheren elſaß⸗lothringiſchen 
Beamten und Auslandslehrperſonen. Es iſt für die Anwendung des Geſetzes ohne Be⸗ 
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deutung, ob der Beamte noch als rechtmäßiger Inhaber feiner verlaſſenen Amtsſtelle anzu⸗ 
ſehen iſt oder nicht. Es genügt die Tatſache, daß er beim Vorliegen der im 81 Abſ. 1 
gegebenen Vorausſetzung das Amt nicht mehr bekleidet und ausübt oder doch daß er es 
demnächſt aufgibt, weil ihm nach Lage der Verhältniſſe die Fortſetzung der Amtstätigkeit 
unter fremder Herrſchaft nicht zugemutet werden kann. Dabei hat allerdings der Gedanke 
vorgewaltet, daß es ſich um eine dauernde Fernhaltung vom Amte handeln müſſe, wie ſie 
bei den aus den polniſchen, vormals preußiſchen Landesteilen ſtammenden Beamten durch⸗ 
weg vorliegt. Bei den Beamten aus den beſetzten Gebieten, namentlich aus den Ab⸗ 
ſtimmungsgebieten, die die Fürſorge des Geſetzes an ſich ebenfalls in Anſpruch nehmen 
können, wird die Notwendigkeit dazu meiſt nicht vorliegen, weil die Anſtellungsbehörde 
die Fortdauer des zwiſchen ihr und einem etwa ausgewieſenen Beamten beſtehenden Rechts⸗ 
verhältniſſes vorausſichtlich anerkennt, und es ſich wahrſcheinlich um eine Amtsbehinderung 
von nur kurzer Dauer handelt. 


Im einzelnen. 


Zu 8 1. 

Der Begriff der Körperſchaften iſt im weiteſten Sinne zu verſtehen. In erſter Linie 
gehören dazu die Gemeinden und Gemeindeverbände (Kreiſe, Provinzen, Zweckverbände), 
ferner alle anderen Korporationen des öffentlichen Rechts, die Rechtsfähigkeit beſitzen, fo 
namentlich: Deichverbände, öffentliche Körperſchaften der Landeskultur, Landwirtſchafts⸗, 
Handels⸗ und Handwerkskammern, landwirtſchaftliche Kreditverbände, öffentliche Feuer-, 
Hagel-, Lebens⸗ und ſonſtige Verſicherungsanſtalten. 

Bei den Körperſchaften, deren Stellenbeſetzung ſich landesrechtlicher Regelung zum 
Teil entzieht, handelt es ſich um die durch die ſozial-politiſche Verſicherungsgeſetzgebung 
geſchaffenen Körperſchaften. Es wird davon auszugehen ſein, daß die Beamtenverhältniſſe 
der Krankenkaſſen im vollen Umfange der landesrechtlichen Regelung entzogen ſind, ebenſo 
die der gewerblichen Unfallberufsgenoſſenſchaften. Bei den landwirtſchaftlichen Unfall⸗ 
berufsgenoſſenſchaften und bei den Landesverſicherungsanſtalten gilt dies dagegen nur von 
den höheren Beamten, während auf die mittleren und auf die unteren Beamten das Geſetz 
Anwendung finden kann. Die Angeſtellten der landwirtſchaftlichen Unfallberufsgenoſſen⸗ 
ſchaften fallen nach § 978 Reichsverſicherungsordnung vom 19. Juli 1911 (RGB. S. 509) 
aus, dagegen würden die Angeſtellten der Landesverſicherungsanſtalten die Wohltaten des 
Geſetzes genießen. 

Zu beachten iſt, daß zwar das Geſetz die Körperſchaften hinſichtlich dieſer Stellen 
von der Verpflichtung zur Anmeldung befreit und das Fürſorgeamt in ſolche Stellen 
Beamte nicht unterbringen kann, daß dagegen ein Beauiter, der bei einer dieſer Körper⸗ 
ſchaften im abgetretenen oder beſetzten Gebiet als mittelbarer Staatsbeamter angeſtellt war 
und in das verbliebene Inland zurückkehrt, berechtigt bleibt nach dem Geſetz, wenn er die 
ſonſtigen Vorbedingungen erfüllt. Ob eine Körperſchaft im einzelnen Falle dem Geſetz 
unterliegt, entſcheidet im Streitfalle das Fürſorgeamt (8 11). Daß Reich und Staat nicht 
unter die im § 1 genannten Körperſchaften fallen, ergibt ſich daraus, daß es ſich um An⸗ 
ſtellung von Beamten im mittelbaren Staatsdienſt handelt. 

Es konnte nicht Sache des Geſetzes fein, die Gründe, aus denen ein Beamter be⸗ 
rechtigt fein ſoll, ſeine bisherige Stelle aufzugeben, im einzelnen aufzuführen. Das Geſetz 
berechtigt ihn zur Aufgabe der Stelle dann, wenn ihm nach Lage der Verhältniſſe die 
Fortſetzung der Amtstätigkeit unter fremder Herrſchaft nicht zugemutet werden kann. Die 
Entſcheidung darüber, ob dieſer Fall gegeben und begründet iſt, liegt dem Fürſorgeamt 
und dem Oberfürſorgeamt ob, und die Beſetzung dieſer Amter gibt die Gewähr, daß eine 
ſachverſtändige Prüfung ſtattfindet. Für die Auslegung der Geſetzesbeſtimmungen iſt daran 
feſtzuhalten, daß ſie nach dem Willen und nach der Abſicht der geſetzgebenden Körperſchaft 
wie der Staatsregierung für die Beamten weitherzig und wohlwollend ſein ſoll. Der 
mittelbare Staatsbeamte ſoll ſein Amt zwar nicht ohne Not und leichtfertig aufgeben, aber 
er ſoll insbeſondere dann ein Recht dazu haben, wenn er ſchikanöſem Drucke weicht oder 
wenn er der fremden Herrſchaft gegenüber ernſten Gewiſſensbedenken ausgeſetzt iſt oder 
begründete Sorge um die Erhaltung ſeiner nationalen Eigenart hat. 

Bei Prüfung des einzelnen Falles wird darauf zu achten ſein, daß die Rückſicht auf 
die im abgetretenen Gebiete lebende deutſche Bevölkerung nicht außer Betracht bleibt. 

Als Vorſtandsbeamte gelten nur die von den Körperſchaften oder von der Bürger⸗ 
ſchaft unmittelbar gewählten Mitglieder der Behörde, die den Vorſtand der Körperſchaft 
bildet, nicht auch die Vorſteher einzelner Dienſtſtellen oder Betriebsverwaltungen. 
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Zu den Stellen der Vorſtandsbeamten gehören auch die Stellen der leitenden höheren 
Beamten der Handelskammern, der kaufmänniſchen Korporationen zu Berlin, Stettin und 
Tilſit und der Handwerkskammern. 

Die unter das Geſetz fallenden Beamten, die ihre frühere Stelle als Inhaber des 
Zivilverſorgungsſcheins oder des Anſtellungsſcheins bekleidet haben, gelten auch für dieſes 
Geſetz als Militäranwärter. Da nach Abſ. 1 des Geſetzes alle freien, freiwerdenden und 
neuen Stellen mit abwandernden Beamten beſetzt werden müſſen, ſo folgt daraus, daß die 
den Militäranwärtern oder den Inhabern des Anſtellungsſcheins vorbehaltenen Stellen in 
erſter Linie ſolchen Perſonen aus den Kreiſen der abwandernden Beamten zu übertragen 
ind. Wenn geeignete Militäranwärter oder Inhaber des Anftellungsſcheins aus dieſen 
Kreiſen nicht vorhanden ſind, dann ſind die Stellen mit Militäranwärtern u. dgl. aus 
dem Reiche zu beſetzen. 

Die im § 1 Abſ. 4 erwähnte Genehmigung braucht nicht in jedem Falle beſonders 
erteilt zu ſein, ſondern kann ſich auf Staatsverträge oder auf allgemein erteilte Zuſtimmung 
gründen. Es iſt Sache der Beurteilung des Einzelfalls, zu entſcheiden, ob eine ſolche 
Zuſtimmung, wenn ſie nicht ausdrücklich erteilt iſt, als vorliegend anzuſehen iſt. 

Abſ. 5 Ziffer 1 ſoll einem berechtigten Bedürfnis genügen. Durch dieſe Beſtimmung 
wird einem bereits vor Inkrafttreten des Geſetzes angeſtellten Beamten die Möglichkeit 
geboten, aus der ungünſtigeren Stelle ohne weiteres auszuſcheiden und von den Vorteilen 
des Geſetzes Gebrauch zu machen. 

Ziffer 2 ſoll ſicherſtellen, daß ein bei einer anderen Körperſchaft (§ 1) als feiner 
bisherigen Anſtellungskörperſchaft mit Anwartſchaft auf feſte Anſtellung tätiger, unter das 
Geſetz fallender Beamter dieſer Anſtellung nicht deswegen verluſtig geht, weil ſeine neue 
Anſtellungsbehörde auf Grund der Vorſchriften dieſes Geſetzes zur Berückſichtigung eines 
anderen Bewerbers verpflichtet werden kann. Der Beamte wird alſo nachträglich wett⸗ 
bewerbsfähig gemacht für die feſte Anſtellung. 

Die Beamten (Ziffer 1 und 2) müſſen den Antrag auf Eintragung in die Bewerber⸗ 
liſte ſtellen. Vor der Eintragung iſt das Vorhandenſein der Vorausſetzungen des § 1 
Abſ. 1 nachzuprüfen. 

Ob die Vorausſetzungen des Abſ. 5 vorliegen, entſcheidet im Streitfall das Für⸗ 
ſorgeamt. 


8.2. 

Die Berechtigten des Geſetzes find die mittelbaren Staatsbeamten, ſoweit es ſich um 
beſoldete, im Hauptamt angeſtellte Perſonen handelt. Das Geſetz enthält ſich einer 
materiellen Erklärung, wer als mittelbarer Staatsbeamter anzuſehen iſt. Der Begriff dieſes 
Beamten iſt in Geſetzgebung und Rechtſprechung oft erörtert und ſteht im allgemeinen feſt. 
Zweifel im Einzelfalle find nach § 11 zu entſcheiden, wobei zu beachten ift, daß die Ent⸗ 
ſcheidung nur für die aus dieſem Geſetze ſich ergebenden Rechtsverhältniſſe Geltung hat. 

Unter Abſ. 2 fallen ſolche Perſonen, die zur Befriedigung eines dauernden Dienſt⸗ 
bedürfniſſes angenommen waren und nicht im Arbeiterverhältnis ſtanden. Demgemäß 
fallen auch dieſe Stellen bei den Anſtellungsbehörden unter den Anmeldungs⸗- und Be⸗ 
ſetzungszwang. Ausgenommen ſind nur ſolche Beſchäftigungsarten, die von vornherein 
zeitlich oder ſachlich begrenzt ſind. Zur Anwendung des Geſetzes iſt es erforderlich, daß 
die Angeſtellten die letzten fünf Jahre bei derſelben Körperſchaft ununterbrochen im Dienſte 
geſtanden haben. Die vorhergehenden fünf Jahre können zwar bei verſchiedenen Körper⸗ 
ſchaften zugebracht ſein, dürfen aber nicht durch Beſchäftigung im Privatdienſt oder bei 
nicht unter das Geſetz fallenden Körperſchaften unterbrochen geweſen ſein. Angeſtellten, 
die in ihren früheren Stellungen einen vertraglichen Anſpruch darauf hatten, daß ihnen 
nur beim Vorliegen eines wichtigen Grundes gekündigt werden konnte, muß der gleiche 
Anſpruch in der neuen Stelle gewahrt werden. 

Unter politiſcher Umwälzung (8 2 Abſ. 2) iſt die Anderung der Staats- oder Ver⸗ 
waltungshoheit zu verſtehen. 


Zu 88 3 bis 9. 
Der Gang des Unterbringungsverfahrens iſt bei den mittelbaren Staatsbeamten in 
großen Zügen folgender: 
Die Anſtellungsbehörde meldet alle bei ihr verfügbaren Stellen bei dem zuſtändigen 
Fürſorgeamt an (§8 3, 4). Das Fürſorgeamt entſcheidet, welche Stellen es ſich für die 
zur Zuweiſung eines beſtimmten Bewerbers von vornherein vorbehalten will (8 6). Um 
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diefe Stellen findet keine Bewerbung ſtatt. Die nicht vorbehaltenen Stellen macht es für 
die Bewerber öffentlich bekannt, die ſich ihrerſeits um die Stellen zu bewerben haben 
(87). Iſt innerhalb von drei Monaten eine Beſetzung der Stellen im Wege der freien 
Bewerbung nicht erfolgt, ſo zeigt die Anſtellungsbehörde dies dem Fürſorgeamt an. 
Letzteres hat ſich dann darüber zu entſcheiden, ob es ſich die Stellen für die Zuweiſung 
eines beſtimmten Bewerbers vorbehalten will oder nicht. Hält es die Stelle für nicht 
geeignet zur Zuweiſung, ſo gibt es ſie frei. Eine ſolche Stelle ſteht alsdaun der An⸗ 
ſtellungsbehörde zur Beſetzung mit beliebigen Anwärtern zur Verfügung (§ 8). In die 
vorbehaltenen Stellen hat das Fürſorgeamt binnen drei Monaten nach Ausſpruch des 
Vorbehalts einen Bewerber einzuweiſen. Geſchieht dies nicht, ſo ſind auch dieſe Stellen 
der Anſtellungsbehörde zur beliebigen Beſetzung freizugeben (88 6 und 8). (Zur Aufrecht⸗ 
erhaltung eines geordneten Geſchäftsbetriebs der Anſtellungsbehörden hat das Fürſorge⸗ 
amt die Zuweiſung eines Bewerbers und die Entſcheidung über die Freigabe der Stelle 
mit beſonderer Beſchleunigung zu treffen). 

Der Bewerber hat zur Feſtſtellung darüber, ob er die Vorſchriften des Geſetzes für 
ſich in Anſpruch nehmen darf, beim Fürſorgeamt ſeine Eintragung in eine dort geführte 
Liſte zu beantragen. Über die Eintragung erhält er eine Beſcheinigung. Gegen die Ab— 
lehnung feines Antrags ſteht ihm die Beſchwerde zu (88 5, 12). Mit der Beſcheinigung 
bewirbt ſich der Anwärter bei den Anſtellungsbehörden um eine der bekanntgemachten 
Stellen. Wird er angenommen oder abgelehnt, ſo erhält das Fürſorgeamt Nachricht und 
ſtreicht ihn im erſten Falle in der Lifte der Bewerber ($ 7). Andernfalls muß er ſich 
entweder ſo lange um neue Stellen bewerben, bis es ihm gelingt, eine ſolche zu erhalten, 
oder er muß unter Vorlegung der ihm von der Anſtellungsbehörde zugeſtellten ſchriftlichen 
Ablehnung ſeiner Bewerbung den Antrag auf Zuweiſung einer Stelle an das Fürſorge⸗ 
amt richten (§S 9). Die ihm alsdann vom Fürſorgeamt zugewieſene Stelle muß er, abgeſehen 
von begründeten Ausnahmefällen und vorbehaltlich der Rechtsmittel des § 12, annehmen. 


Im einzelnen iſt folgendes zu bemerken: 


Zu 8 4. 

Die Anmeldepflicht erſtreckt ſich auf alle freien, d. h. noch nicht endgültig mit einem 
Beamten beſetzten Stellen, auch auf die dem Beſetzungszwange nicht unterworfenen (§ 1 
Abſ. 2) und auf die Stellen der Militäranwärter. Bei letzteren iſt ihre Eigenſchaft als 
ſolche kenntlich zu machen. Die Anmeldepflicht erſtreckt ſich ferner auf ſolche Stellen, in 
denen verſorgungsberechtigte Angeſtellte (§ 2 Abſ. 2) untergebracht werden können. Die 
Kommunalaufſichtsbehörden haben die Beachtung der Anmeldepflicht zu überwachen und im 
Benehmen mit den Körperſchaften die aumeldepflichtigen Stellen zu umgrenzen. Zweifel 
entſcheidet das Fürſorgeamt (§ 11). ' 

Die Beſtimmung über den Anteil der vom 1. April 1921 an für die Bewerbung von 
nicht unter das Geſetz fallenden Anwärtern freizugebenden Stellen hängt weſentlich davon 
ab, in welchem Umfang es bis dahin gelungen ſein wird, die vorhandenen Beamten unter⸗ 
zubringen. 

Die Ausſchreibung der Stellen hat durch einen Stellenanzeiger zu erfolgen, der im 
Wege des Poſtbezugs den Beamten zugänglich ſein muß. 

Aus der Faſſung des § 5 ergibt ſich, daß der Antrag auf Eintragung auch ſchon vor 
Aufgabe der alten Stelle angebracht werden kann. 0 

Welche Nachweiſe bei dem Antrage nötig ſind, iſt nicht beſtimmt; es wird ſich um 
Anſtellungsurkunden, Anſtellungsverträge, Dienſtverträge, beglaubigte Zeugnisabſchriften, 
Nachweiſe über die Höhe des zuletzt bezogenen Einkommens, über das Beſoldungs- und 
Ruhegehaltsdienſtalter der alten Stelle und um die Nachweiſe über die Umſtände handeln, 
die den Beamten zum Verlaſſen ſeiner alten Stellung gezwungen haben. Die Beſcheinigung 
über die Eintragung iſt in urkundlicher Form zu erteilen. Sie iſt von den Beamten nach 
Erwerb einer feſten Anſtellung oder nach Verluſt des Anrechts auf Fürſorge an das 
Fürſorgeamt zurückzugeben. 

Die Eintragung bedeutet für den Bewerber die amtliche Anerkennung, daß er unter 
das Geſetz fällt. Sie iſt daher von grundlegender Bedeutung und darf nur nach ſorgfältiger 
Prüfung aller Merkmale erfolgen. 


Zu 8 6. 


Die Berechnung der Vorbehaltshälfte erfolgt nicht nach der Geſamtſumme der 
angemeldeten freien Stellen, ſondern nach den freien Stellen der einzelnen Anſtellungs⸗ 
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behörden und hier wieder getrennt nach den Beamtenklaſſen. Hat eine Körperſchaft in 
einer Beamtenklaſſe oder überhaupt nur eine Stelle angemeldet, ſo bleibt ſie für die 
Bewerbung frei, die nächſte allein angemeldete Stelle fällt ſodann unter den Vorbehalt 
und ſo weiter. Auch von den Militäranwärterſtellen iſt die Hälfte vorzubehalten. Zur 
Erleichterung und Beſchleunigung des Verfahrens iſt das Fürſorgeamt gehalten, Anträgen 
der Anſtellungsbehörden wegen Auswechſlung von vorbehaltenen und nicht vorbehaltenen 
Stellen nach Möglichkeit ſtattzugeben. Das Amt kann ſolche Auswechſlungen auch ohne 
Anregung ſelbſtändig vornehmen. Die Auswechſlung darf im allgemeinen nur gleich— 
wertige Stellen betreffen. Eine Freigabe vorbehaltener Stellen ohne Erſatz iſt nicht zuläſſig. 

Die Auswahl der vorbehaltenen Stellen darf nicht nach einſeitigen Geſichtspunkten 
erfolgen. Es ſind Stellen aller Art auszuwählen, und es iſt darauf zu achten, daß die 
für die freie Bewerbung verbleibenden Stellen in gleichem Maße begehrte oder weniger 
begehrte Stellen enthalten als in der vorbehaltenen Hälfte. In der Verfügung über die 
vorbehaltenen Stellen ſelbſt iſt im übrigen das Fürſorgeamt nicht beſchränkt, insbeſondere 
nicht gebunden an die Reihenfolge der Anmeldungen. 


3 
Die Beamten ſind verpflichtet, unverzüglich nach der Eintragung Bewerbungen vor⸗ 
zunehmen. Es iſt angängig, daß ſolche Bewerbungen vorbehaltlich der Nachlieferung der 
Beſcheinigung des § 5 ſchon vor der Eintragung ſtattfinden. 
Auch die Beamten, die ſich im beſetzten oder abgetretenen Gebiet in Stellen der in 
8 1 Abſ. 2 genannten Art befunden haben, find berechtigt, die Fürſorge des Geſetzes, 
allerdings nur für andere Stellen als die in § 1 Abſ. 2 genannten, anzurufen. 
Was als ein zwingender Grund für die Ablehnung einer Stelle anzuſehen iſt, bleibt 
Frage des Einzelfalls. 
3a 


Die Stellen, für deren Vorbehalt ſich das Fürſorgeamt entſcheidet, nachdem ſie im 
Wege der freien Bewerbung nicht haben beſetzt werden können, find auf die in 8 6 
genannten Vorbehaltsſtellen anzurechnen und wie ſie zu behandeln. 


Zu 89. 

Die Bewerbungen der Beamten ſollen ernſtlich gemeint ſein und dürfen ſich nicht 
auf Stellen erſtrecken, die ihrer bisherigen Beſoldung und Beſchäftigung nicht entſprechen. 
Völlige Übereinſtimmung iſt nicht nötig. Dagegen muß verlangt werden, daß der Beamte 
nicht durch Scheinbewerbungen formell zwar ſeiner Pflicht zur Bewerbung um freie Stellen 
nachkommt, aber tatſächlich ſeine Unterbringung nach Belieben verzögert. Um das zu ver⸗ 
hindern, ſieht Abſ. 2 des § 9 eine Friſt vor, nach deren fruchtloſem Ablauf die Anrufung 
des Fürſorgeamts zum Zwecke der Zuweiſung einer Stelle nicht mehr erfolgen kann, der 
Beamte alſo lediglich auf die freie Bewerbung verwieſen iſt. 

Daß trotz dem Antrag auf Zuweiſung der Beamte ſelbſt weitere Bewerbungen vor- 
nimmt, iſt nicht zuläſſig. Der in Abſ. 1 feſtgelegten Pflicht auf Weiterbewerbung hat der 
Beamte genügt, wenn er nach Ablehnung einer Bewerbung noch andere unerledigte Be— 
werbungen laufen hat. 

Die Pflicht des Beamten, ſich „unverzüglich“ um eine andere Stelle zu bewerben 
iſt dahin zu verſtehen, daß er ſich ſofort, nachdem ihm eine ſeiner bisherigen Beſchäftigung 
und Beſoldung entſprechende Stelle bekannk geworden ift, um fie zu bewerben hat. 

Der Notwendigkeit, die Beamten ſo ſchnell wie möglich einer geregelten Tätigkeit 
wieder zuzuführen und ſie im eigenen Intereſſe und im Intereſſe der zu ihrem Unterhalt 
Verpflichteten von dieſer materiellen Fürſorge zu befreien, dient die Vorſchrift, daß die Be⸗ 
amten Stellen auch dann anzunehmen haben, wenn ſie ihrer bisherigen Beſchäftigung und 
Beſoldung nicht voll entſprechen. Dieſe Vorſchrift wird indeſſen mit Zurückhaltung zu hand- 
haben ſein. Die Unterbringung muß in möglichſt gleichwertigen Stellen erfolgen. Der 
Beamte hat kein Anrecht darauf, ſich zu verbeſſern, aber anderſeits dürfen auch etwaige 
Abweichungen nach unten nur geringfügiger Natur ſein. Bei der Gegenüberſtellung der 
Einkommensbezüge iſt das bisherige Einkommen der alten Stelle mit dem gleichzeitigen 
bisherigen Einkommen der neuen Stelle in Vergleich zu bringen. Die Unterbringung in 
einem anderen Verwaltungszweig als in dem, aus dem der Beamte ſtammt, iſt zuläſſig. 
Im übrigen iſt die Beurteilung der Gleichwertigkeit Frage des einzelnen der allgemeinen 
Regelung ſich entziehenden Falles und bei Streit vom Fürſorgeamt zu entſcheiden. 
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Über die erfolgte Zuweiſung hat das Fürſorgeamt dem Beamten einen Beſcheid zu 
erteilen mit der Aufforderung, den Dienſt unverzüglich anzutreten. Von dem Dienſtantritt 
haben die Anſtellungsbehörden dem Fürſorgeamt Mitteilung zu machen. 

Hat der Beamte gegen den Zuweiſungsbeſcheid rechtzeitig Beſchwerde nicht eingelegt 
(8 12 Abſ. 2), feinen Dienſt gleichwohl aber aus Gründen, die nicht als ſchlechterdings 
zwingend anerkannt werden, innerhalb der Beſchwerdefriſt ($ 12 Abf. 2) nicht angetreten, 
ſo erteilt das Fürſorgeamt ihm einen Beſcheid darüber, daß er den Anſpruch auf Fürſorge 
verloren habe. 

l 


pi. 1 gilt ſowohl für die vom Fürſorgeamt zugewieſenen Beamten wie für die nach 
vorangegangener freier Bewerbung eingeſtellten Beamten. Die Rechtsbeziehungen dieſer 
Perſonen zu der Körperſchaft regeln ſich nach den für die neuerlangte Stelle beſtehenden 
Vorſchriften, jedoch unter Berückſichtigung des in der aufgegebenen Stelle erworbenen Be⸗ 
ſoldungs⸗ und Ruhegehaltsdienſtalters. Wenn das Geſetz vorſchreibt, daß die Beamten ohne 
Probezeit zu übernehmen ſind, ſo ſoll dadurch lediglich verhindert werden, daß die in ihrer 
verlaſſenen Stelle endgültig angeſtellt geweſenen Beamten einer ſolchen Probezeit unter⸗ 
worfen werden. Es ſind damit aber für die Möglichkeit der Beſetzung nicht ausgeſchaltet 
die Stellen, in denen probeweiſe oder zu vorübergehender Dienſtleiſtung oder zum Zwecke 
der Vorbereitung Beamte beſchäftigt werden, und es iſt dem Fürſorgeamt nicht benommen, 
auch in ſolche Stellen unter das Geſetz fallende Perſonen einzuweiſen. Dabei iſt aller⸗ 
dings daran feſtzuhalten, daß bereits angeſtellt geweſenen Beamten wider ihren Willen 
ſolche Stellen nicht zugewieſen werden dürfen, weil das ihrer bisherigen Beſchäftigung 
nicht entſprechen würde (8 9 Abſ. 3). Es kommen für dieſe Stellen vorwiegend nur ſolche 
Beamten in Frage, die in ihrer alten Stelle ebenfalls auf Probe, zur vorübergehenden 
Dienſtleiſtung oder zur Vorbereitung beſchäftigt waren. 

Die Beitragsverpflichtung des Staates nach Abſ. 2 beginnt erſt mit Einſtellung eines 
Beamten, der 40 und mehr Jahre alt iſt. Die Beſtimmung über den Penſionsfall, die 
Feſtſetzung und Zahlung des Ruhegehalts und der Hinterbliebenenbezüge verbleibt der 
Anſtellungsbehörde ohne Mitwirkung des Staates. Die Penſtonierung erfolgt nach dem 
Gehalt, das der Beamte in der neuen Stellung bezogen hat. Die Anſtellungsbehörden 
haben alljährlich zum 1. Mai, erſtmalig zum 1. Mai 1921, bei dem Fürſorgeamt die dem 
Staate zur Laſt fallenden Beiträge zur Erſtattung anzumelden. 

Die Faſſung des Geſetzes iſt in Abſ. 3 nicht ganz klar. Der Staat führt nicht den 
ihm „zufallenden“ Ruhegehaltsanteil an die „Ruhegehaltskaſſen und Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
kaſſen“ ab, ſondern den ihm zur Laſt fallenden Ruhegehaltsanteil an die Ruhegehalts⸗ 
klaſſen und ſeinen Anteil an den Reliktenlaſten au die Witwen- und Waiſenkaſſen. 

Die in Abſ. 4 genannten Satzungen ſind nötigenfalls ſchleunigſt mit dem Geſetz in 
Übereinſtimmung zu bringen. Die Kommunalaufſichtsbehörden haben das Erforderliche zu 
veranlaſſen. 

55 Berechnung der Umzugskoſten ſind die jeweils zur Zeit des Umzugs beſtehenden 
ſtaatlichen Vorſchriften zugrunde zu legen. Dabei ſind die mittleren Beamten grundſätzlich 
der Klaſſe 6 und die Unterbeamten der Klaſſe 8 der im 81 des Umzugskoſtengeſetzes vom 
24. Februar 1877 aufgeführten Einteilung zuzurechnen. Im übrigen entſcheidet gemäß 
§ 11 das Fürſorgeamt. 

Die Umzugskoſtenforderungen ſind von der Körperſchaft dem Fürſorgeamt in Berlin 


vorzulegen. 
Zu § il 


Die Durchführung des Geſetzes iſt im weſentlichen in die Hand des dem Staats⸗ 
miniſterium unterſtellten Fürſorgeamts gelegt, das ſeinen Sitz in Berlin NW 40, In den 
Zelten 21, hat. Seine Zuſammenſetzung und die über ſein Verfahren gegebenen Vorſchriften 
gewährleiſten eine ſachkundige und unbeeinflußte Geſchäftsführung. Sie wird im einzelnen 
durch ein beſonderes Regulativ geregelt werden. Die Tragung der Koſten des Verfahrens 
vor dem Amte regelt ſich nach § 124 des Landesverwaltungsgeſetzes. 


Zu 8 13. 
J. Unterbringung von Lehrperſonen. 
Die ſtaatliche Unterbringung von Lehrperſonen, die bisher auf die Fürſorgeſtelle 
beim Provpinzialſchulkollegium in Berlin und einige andere Stellen (jo die Regierung in 
Schleswig für Nordſchleswig) verteilt war, liegt künftig ganz in der Hand des Fürſorge⸗ 


amts für Lehrperſonen in Berlin, und Befreiungen von der Stellenanmeldung, wie ſie 
bisher für die Reſtteile von Poſen und Weſtpreußen beſtanden, beſtehen nach dem Geſetze 
nicht mehr, da das Geſetz gleichmäßig in ganz Preußen gilt. 

Unter Schulaufſichtsbehörde iſt im folgenden, wenn es ſich um Fach⸗ und Fort⸗ 
bildungsſchulen handelt, der Regierungspräſident, in Berlin der Oberpräſident in Char⸗ 
lottenburg, zu verſtehen. 

A. Welche Arten von Lehrkräften auf die geſetzliche Unterbringungsberechtigung 
Anwartſchaft haben, enthält § 13 Abſ. 1 und § 16 Abſ. 1. 

In 8 13 Abſ. 1 (preußiſche Lehrkräfte) iſt zu beachten: 

1. daß unter Leitern und Lehrern Leiterinnen und Lehrerinnen mitverſtanden ſind; 
2. daß im 8 13 Abſ. 1 Schulamts⸗bewerber“ nicht gleichbedeutend iſt mit Schul⸗ 
amtsanwärter, da als Schulamtsanwärter nur Lehrkräfte anzusprechen ſind, 
die noch keine Anſtellung erhalten haben, bei denen aber der Staat auf Grund 
der von ihnen abgelegten Prüfung eine Anwartſchaft auf die Anſtellung an⸗ 
erkannt hat. Es gehören zu den in 8 13 Abſ. 1 genannten Schulamts⸗„bewerbern“: 
a) Schulamtsbewerber, die keine Schulamtsanwärter ſind, das ſind bis her 
angeſtellte Lehrkräfte, die ihre bisherige Anſtellung aufgegeben haben und 
auf der neuen Stelle, um die ſie ſich bewerben, noch nicht von neuem 
angeſtellt ſind. 
Schulamtsanwärter. Aber nicht jeder Schulamtsanwärter des beſetzten 
oder abgetretenen Gebiets gehört zu den in 8 13 Abſ. 1 genannten Schul⸗ 
amtsbewerbern. Ausgeſchloſſen von ihnen ſind alle Schulamtsanwärter, 
die die allgemeine Vorausſetzung der geſetzlichen Unterbringungsberechtigung 
nicht erfüllen können. Nichtunterbringungsberechtigt ſind daher alle im 
Schuldienſt noch nicht beſchäftigten Schulamtsanwärter, denn bei ihnen, 
die noch kein Amt zu verſehen haben, kann der Fall nicht eintreten, daß 
ſie wegen Beſetzung oder Abtretung von Landesgebiet ihr Amt verlieren, 
und die Frage, ob ihnen zugemutet werden kann, ein bisher verſehenes 
Amt weiter zu verſehen, kann bei ihnen nicht entſtehen. 
In 8 16 Abſ. 1 (elſaß⸗lothringiſche Lehrkräfte) iſt zu beachten: 

daß unter Lehrperſonen keine anderen Arten von Lehrkräften verſtanden ſind 

als die im § 13 Abſ. 1 genannten. ; 


B. Neben den geſetzlichen Unterbringungsberechtigten hat das Geſetz (8 16 Abſ. 2) 
als auf Verlangen des Unterrichtsminiſters unterbringungsberechtigt anerkannt: 

1. Lehrperſonen, die im Auslands⸗ oder Kolonialſchuldienſt ihre bisherige Stelle 
haben aufgeben müſſen (als ſolche Lehrkräfte gelten nur im Erlaß vom 
27. März 1905, Zentralblatt S. 338, genannte Lehrkräfte; das Verlangen, ſie 
unterzubringen, wird in der Regel nur dann geſtellt werden, wenn es ſich um 
Lehrkräfte handelt, die beim Eintritt in den Auslandsſchuldienſt entweder 
EHE Staatsangehörige waren oder im öffentlichen preußiſchen Schuldienit 
tanden); 

2. Lehrperſonen, die an einer aus ſtaatlichen Mitteln laufend unterſtützten Privat- 
anſtalt der in § 13 Abſ. 1 genannten Art hauptamtlich beſchäftigt waren (dieſe 
Lehrkräfte werden damit zu rechnen haben, daß die ſonſt für die geſetzliche 
Unterbringungsberechtigung maßgebende und oben unter erörterte allgemeine 
Vorausſetzung auch bei ihnen geprüft wird). 


b 


— 


II. Unterbringungsſtellen. 
- (S 13 Abſ. 2 Satz 1 bis 4.) 

X. Die Schulaufſichtsbehörden ſind den zuſtändigen Miniſtern dafür verantwortlich, 
daß die Anmeldung der freien, freiwerdenden und neu zu ſchaffenden Stellen durch die 
nach 8 1 verpflichteten Körperſchaften (8 4 Satz 1) von ihnen jo beaufſichtigt wird, daß 
eine rechtzeitige und lückenloſe Anmeldung außer Frage ſteht. Als freie Stellen gelten alle, 
auf denen kein Stelleninhaber iſt, alſo auch die von nicht angeſtellten Lehrkräften ver⸗ 
walteten. Wird in einer Gemeinde mehr als eine Stelle für das Fürſorgeamt aus⸗ 
gewählt, ſo hat die Schulauffichtsbehörde nach Möglichkeit der Gemeinde und der Bezirks⸗ 
lehrerkammer Gelegenheit zur Außerung zu bieten. Die Stellenanmeldung beim Vor⸗ 
ſitzenden des Fürſorgeamts darf hierdurch nicht aufgehalten werden. 
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B. Nach dem Ablauf eines Kalendermonats, zum erſten Male nach dem 31. Mai 1920, 
wählt die Schulaufſichtsbehörde aus den ihr im abgelaufenen Monat gemeldeten Stellen 
die Hälfte für das Fürſorgeamt aus. Beim erſten Male tritt an die Stelle des abgelaufenen 
Monats die Zeit zwiſchen dem Inkrafttreten des Geſetzes und dem 31. Mai 1920. Die 
Schulaufſichtsbehörde hat dabei die ihr gemeldeten Stellen zunächſt nach Schularten in 
Gruppen erſter Ordnung zu teilen (bei den Regierungen ergeben ſich bei der Teilung zwei 
Gruppen erſter Ordnung: Volksſchulen und mittlere Schulen). Jede Gruppe erſter Ordnung 
teilt fie dann weiter in die Gruppen zweiter Ordnung: Leiterſtellen, Lehrſtellen, Lehrerinnen⸗ 
ſtellen. Jede Gruppe zweiter Ordnung teilt ſie in die Gruppe dritter Ordnung: evangeliſche, 
katholiſche und jüdiſche Stellen. Jede Gruppe dritter Ordnung in die Gruppen vierter 
Ordnung: Stellen mit Familienwohnung, Stellen mit Wohnung für Unverheiratete mit 
eigenem Hausſtand, Stellen mit Wohnung für Unverheiratete ohne eigenen Hausſtand, 
Stellen ohne Dienſtwohnung. Die Schulaufſichtsbehörde wählt dann in jeder Gruppe 
vierter Ordnung die Hälfte der Stellen für das Fürſorgeamt aus. 

Machen die in einer Gruppe vierter Ordnung enthaltenen Stellen eine ungerade 
Zahl aus, ſo erhält die bei der Teilung durch zwei übrigbleibende Stellen das Fürſorgeamt. 
Die Schulaufſichtsbehörde ſtellt dann feit: a) die Geſamtzahl der zu verteilenden Stellen; 
h) die dem Fürſorgeamt zuzuteilende Hälfte der Geſamtzahl, wobei, wenn die Geſamtzahl 
eine ungerade iſt, die übrigbleibende Stelle der Hälfte des Fürſorgeamts zuzurechnen iſt; 
e) die Summe der dem Fürſorgeamt in den drei erſten Gruppen vierter Ordnung 
(Stellen mit Wohnung) zugeteilten und die Summe der ihm in den drei erſten 
Gruppen vierter Ordnung nicht zugeteilten Stellen; d) die Summe der dem Fürſorge⸗ 
amt in der vierten Gruppe vierter Ordnung (Stellen ohne Dienſtwohnung) zugeteilten 
und die Summe der dem Fürſorgeamt in der vierten Gruppe vierter Ordnung nicht 
zugeteilten Stellen. Ergibt ſich, daß die Anteile des Fürſorgeamts bei e und d zu⸗ 
ſammengerechnet mehr betragen als der Anteil des Fürſorgeamts bei b), jo kann der 
Anteil des Fürſorgeamts bei d (Stellen ohne Dienſtwohnung) ſolange gekürzt werden, 
bis ſeine Anteile bei e und d zuſammengenommen nicht mehr betragen als ſein Anteil 
bei b. Bei der im erſten Monat jedes Kalendervierteljahrs erfolgenden Stellenauswahl, 
das erſtemal alſo bei der in der erſten Julihälfte 1920, kann die Schulaufſichtsbehörde 
feſtſtellen, ob im abgelaufenen Kalendervierteljahre bei einer der drei erſten Gruppen vierter 
Ordnung (Stellen mit Dienſtwohnung) mehr als drei Fünftel der Stellen dem Fürſorge⸗ 
amt zugeteilt ſind. Iſt das der Fall, ſo kann, was über drei Fünftel hinausgeht, bei der 
betreffenden Gruppe ſolange einbehalten und bei der vierten Gruppe vierter Ordnung 
(Stellen ohne Dienſtwohnung) ſolange zugeſetzt werden, bis das, was über drei Fünftel 
hinausgeht, ausgeglichen iſt. Die Schulaufſichtsbehörden, die umfangreichere Verteilungs⸗ 
rechnungen einzureichen haben, erhalten hierzu vom Vorſitzenden des Fürſorgeamts Vor⸗ 
drucke. Iſt vor dem Zuzug des neuen Stelleninhabers eine Wohnungsinſtandſetzung 
erforderlich, die vorausſichtlich längere Zeit in Anſpruch nimmt, iſt die Familie des früheren 
Stelleninhabers noch in der Wohnung und kann wegen Wohnungsmangels nicht anders 
unterkommen, oder liegt ſonſt ein Grund vor, weswegen die Stelle ein Vierteljahr nach 
der Stellenauswahl vorausſichtlich nicht bezugsfähig ſein wird, ſo hat die Schulaufſichts⸗ 
behörde ſolche Stellen dem Fürſorgeamt nicht zuzuteilen. Iſt das nicht möglich, ohne von 
den vorgeſchriebenen Verteilungsgrundſätzen abzuweichen, ſo hat die Schulaufſichtsbehörde 
dem Vorſitzenden des Fürſorgeamts eine möglichſt gleichartige Stelle zur Auswechſlung 
vorzuſchlagen. Die Schulaufſichtsbehörde hat den Anmeldungspflichtigen mitzuteilen, ob 
über die für ſie angemeldeten Stellen das Fürſorgeamt verfügt oder ob ſie nicht für das 
Fürſorgeamt beſtimmt ſind und auf dem gewöhnlichen Wege beſetzt werden. 

6. Bis zum 15. jedes Monats, das erſtemal zum 15. Juni 1920, muß beim Vor⸗ 
ſizenden des Fürſorgeamts die Anmeldung der für das Fürſorgamt ausgewählten Stellen 
eingehen. Die Anmeldung muß enthalten: g 

1. Welche Stellen in der Abmeldungszeit bei der Schulaufſichtsbehörde zu melden 
waren, der Schulaufſichtsbehörde aber noch nicht ordnungsmäßig gemeldet ſind. 
Der Vorſitzende des Fürſorgeamts hat der Schulaufſichtsbehörde mitzuteilen, 
wann die Anmeldung bei ihm eingegangen iſt; 

. eine nach den vorgeſchriebeuen Grundſätzen aufgeſtellte Verteilungsrechnung der 
ordnungsmäßig gemeldeten Stellen; 

3. etwaige Auswechſlungsvorſchläge, Anmeldungen von Stellen, die zur Aus⸗ 
führung früher vereinbarter Auswechſlungen gemeldet werden, und was ſich 
ſonſt außer 1 und 2 etwa noch anzugeben findet. 
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D. Die Gleichwertigkeit der Stellen iſt ſo zu beurteilen, daß, wenn es z. B. an 
Unterhaltungsſtellen für Lehrerinnen fehlt, während ſie für Lehrer ausreichend zur Ver⸗ 
fügung ſtehen, eine geringere Vorzüge aufweiſende Lehrerinnenſtelle einer Lehrerſtelle mit 
größeren Vorzügen gleichgeſetzt werden kann. Freigabeanträge ſind an die Schulaufſichts⸗ 
behörde zu richten. Glaubt die Schulaufſichtsbehörde, einen Erſatz bieten zu können, den 
ſie nach ihrer Kenntnis der Verhältniſſe als für das Fürſorgeamt gleichwertig anſieht, ſo 


III. Unterbringung. 
G 13 Abſ. 2 Satz 3.) 

A. Der Weg, auf dem die ſtaatliche Unterbringung der verdrängten und abwandernden 
Lehrkräfte bisher erfolgte, waren vom Unterrichtsminiſter erteilte, eine Verſetzung im 
Intereſſe des Dienſtes vorbereitende Unterrichtsaufträge und dann die ihnen folgende Ver⸗ 
ſetzung im Intereſſe des Dienſtes durch den Unterrichtsminiſter ($ 87 des Geſetzes vom 
21. Juli 1852). Das Unterbringungsgeſetz hat mit der Zuweiſung durch den Vorſitzenden 
des Fürſorgeamts und der auf ſie folgenden Anſtellung durch die Schulaufſichtsbehörde 
einen neuen Weg eingeſchlagen. Eine ſtaatliche Unterbringung auf dem Wege der freien 
Bewerbung um Unterbringungsſtellen (8 7) ſteht das Geſetz bei Lehrperſonen nicht vor. 
Einer Selbſtunterbringung auf Nichtunterbringungsſtellen ſteht es nicht entgegen. Die 
Vorteile des Geſetzes können nur denen zugewandt werden, die nach dem Geſetz unter⸗ 
bringungsberechtigt ſind. 

B. Soll ein Nichtſchulleiter eine Schulleiterſtelle zugewieſen erhalten, ſo kann das 
nicht vom Vorſitzenden des Fürſorgeamts ausgehen. Nur wenn der Wunſch dazu von der 
Schulaufſichts behörde und vom Schulverband ausgeht, beſtehen dagegen keine Bedenken. 
Soll umgekehrt ein Schulleiter eine Nichtſchulleiterſtelle erhalten, To iſt dagegen nur dann 
nichts einzuwenden, wenn er es ſelbſt beantragt. 

Das Geſetz rechnet damit, daß es die tatſächlichen Verhältniſſe oft nicht zulaſſen, 
ſeine Abſicht, jedem eine ſeiner bisherigen gleichwertige Stelle zuzuteilen, zu verwirklichen. 
Das Geſetz beſtimmt deswegen (8 9 Abſ. 3), daß ein Unterbringungsberechtigter auch eine 
ſeiner bisherigen Beſchäftigung und Beſoldung nicht voll entſprechende Stelle zugewieſen 
erhalten kann. So ſehr es ſich der Vorſitzende des Fürſorgeamts wegen der mit erſten 
und alleinigen Landlehrerſtellen gewöhnlich verbundenen wirtſchaftlichen Vorteile wird 
angelegen ſein laſſen müſſen, bisherige erſte und alleinige Landlehrer wieder auf ſolchen 
Stellen unterzubringen, ſo werden nach Lage der Verhältniſſe doch namentlich jüngere 
und unverheiratete Lehrer damit rechnen müſſen, daß es nicht möglich iſt, ſie auf ſolchen 
Stellen unterzubringen. Und bei Lehrkräften mittlerer Schulen, für die in der bisher für 
ſie geltenden Beſoldungsordnung die Alterszulage beſonders günſtig geſtaffelt war, wird es 
ſich ebenfalls leicht als nicht möglich herausſtellen, ihnen in abſehbarer Zeit eine Stelle 
zuzuweiſen, auf der die Alterszulage gleich günſtig geſtaſſelt iſt. Die Schulauſſichtsbehörde, 
der die Stelle unterſteht, erhält von dem Zuweiſungsbeſcheid eine Abſchrift, der von dem 
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Vorſitzenden die ihm vorliegenden Perſonalpapiere beigegeben werden. 

b. Die Schulaufſichtsbehörde hat den Zugewieſenen möglichſt bald auf der ihm zit 
gewieſenen Stelle anzuſtellen. Liegen ein geſetzliches Hindernis oder ſonſt Hinderungs⸗ 
gründe vor, die ihrer Auffaſſung nach notwendigerweiſe berückſichtigt werden müſſen (3. B. 
dem Zugewieſenen fehlen beſtimmte verlangte Lehrbefähigungen), ſo hat ſie ſich mit dem 
Vorſitzenden des Fürſorgeamts in Verbindung zu ſetzen und nötigenfalls auf die Ent⸗ 
ſcheidung des zuſtändigen Miniſters anzutragen. 

Die Schulaufſichtsbehörde ſetzt den Tag des Dienſtantritts feſt, doch darf dieſer 
nicht ſpäter liegen als der Dienſtantritt. Dem Vorſitzenden des Fürſorgeamts hat die 
Schulauſſichtsbehörde von der Anſtellung Nachricht zu geben. 

G. Da Kirchengemeinden und jüdiſche Kultusgemeinden keine Stellen zur Verfügung 
zu ſtellen haben (8 1), erſtreckt ſich bei dauernd vereinigten Schul⸗ und Kirchenämtern und 
dauernd vereinigten Schul- und jüdiſchen Kultusämtern die Zuweiſung nur auf das Schul⸗ 
amt. Kommt es mit den für das Kirchen⸗ oder Kultusamt Beſetzungsberechtigten über die 
Anſtellung für das vereinigte Amt zu keiner Einigung, hat ſich die Schulaufſichtsbehörde 
ſchlüſſig zu machen, ob ſie die dauernde Vereinigung fortbeſtehen laſſen will. Entſcheidet 
ſie ſich für das Fortbeſtehen, ſo hat ſie den Vorſitzenden des Fürſorgeamts zu erſuchen, 
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die Zuweiſung zurückzuziehen, welchem Erſuchen der Vorſitzende des Fürſorgeamts zu ent⸗ 
ſprechen hat. 

Die dem Unterrichtsminiſter bisher von der Fürſorgeſtelle des Provinzialſchulkollegiums 
in Berlin vorzulegenden Nachweiſungen verdrängter Schulamtsanwärter waren nur für 
im Schuldienſt noch nicht beſchäftigte, alſo nicht unterbringungsberechtigte Schulamts⸗ 
anwärter vorgeſehen. Außer dieſen Nachweiſungen hat jetzt der Vorſitzende des Fürſorge⸗ 
amts dem Unterrichtsminiſter fortlaufend Nachweiſungen der unterbringungsberechtigten 
Schulamtsanwärter vorzulegen. Die Nachweiſung der unterbringungsberechtigten Schul⸗ 
amtsanwärter muß bei jedem der in ihr genannten Namen angeben, ob der Betreffende 
das Amt, mit dem er beauftragt war, ohne Ausſicht, mit einem neuen beauftragt zu 
werden, verloren hat oder aus welchem Grunde ihm nach Lage der Verhältniſſe nicht 
zugemutet werden kann, unter der fremden Herrſchaft ſeine Amtstätigkeit fortzuſetzen (die 
Nachweiſung der nicht unterbringungsberechtigten Schulamtsanwärter muß künftig bei 
jedem Namen angeben, warum nach Lage der Verhältniſſe dem Betreffenden nicht zugemutet 
werden kann, ſich im abgetretenen Gebiete verwenden zu laſſen). Die unterbringungsberechtigten 
Schulamtsanwärter werden dann ebenſo wie die nichtunterbringungsberechtigten auf die 
Schulaufſichtsbehörde verteilt. Hält die Schulaufſichtsbehörde bei einem ihr zugeteilten 
unterbringungsberechtigten Schulamtsanwärter den Zeitpunkt für gekommen, ihn anzuſtellen, 
bezeichnet ſie dem Vorſitzenden des Fürſorgeamts ihm zur Verfügung ſtehende, für den 
Schulamtsanwärter ſich eignende Stellen des Bezirks und beantragt, dem Schulamts⸗ 
anwärter eine der Stellen zuzuweiſen. Ohne oder entgegen einem Vorſchlag der Schul⸗ 
aufſichtsbehörde ſoll der Vorſitzende des Fürſorgeamts Schulamtsanwärtern keine Stellen 
zuweiſen. Die Verſorgung der vom Unterrichtsminiſter ven Schulaufſichtsbehörden zu⸗ 
geteilten nichtunterbringungsberechtigten Schulanitsanwärter bleibt wie bisher ausſchließlich 
Sache der Schulaufſichtsbehörde. 

IV. Umzu gskoſten. 
(§ 13 Abſ. 4 Sat 2.) 

Umzugskoſten erhalten ſämtliche nach dem Geſetz unterzubringende Lehrkräfte, auch die 
nach dem Geſetz unterzubringenden elſaß⸗lothringiſchen Lehrkräfte und Schulamtsbewerber. 
Lehrkräfte, deren Unterbringung das Geſetz nicht in die Hand nimmt, die nicht geſetzlich, 
ſondern nur auf Verlangen des Unterrichtsminiſters unterbringungsberechtigt find (8 16 
nf. 2), gehören nicht hierher. Können Lehrkräfte von aus ſtaatlichen Mitteln laufend 
unterſtützten Privatanſtalten nach dem Beſchluß des Staatsminiſteriums vom 26. Juli 1919 
Abſchnitt VI (Nr. 168 des Reichs⸗ und Staatsanzeigers vom 28. Juli 1919) Umzugs⸗ 
koſtenanſprüche geltend machen, bleibt ihnen das unbenommen. 


Zu 8 15. 
Welcher Art die Anſprüche des Beamten ſind, iſt eine privatrechtliche Frage, die im 
Streitfalle der gerichtlichen Entſcheidung unterliegt. 


Zu 8 16. 

Die Zahl der vertriebenen elſaß⸗lothringiſchen mittelbaren Staatsbeamten und Lehr⸗ 
perſonen an öffentlichen, nicht ſtaatlichen Schulen, die am 10. November keinem anderen 
deutſchen Bundesſtaat angehörten, beträgt nach den vorliegenden Anmeldungen 125. 
Darunter befinden ſich 27 mittelbare Staatsbeamte und 98 Lehrperſonen. Das Verhältnis 
der Bevölkerung Preußens zum Deutſchen Reich betrug nach der letzten allgemeinen Volks⸗ 
zählung im Jahre 1910 nach der amtlichem Auskunft des Statiſtiſchen Landesamts rund 
62 v. H. Danach fallen von den elſaß⸗lothringiſchen Beamten dieſer Art unter das Geſetz 
17 bei den mittelbaren Staatsbeamten und 61 bei den Lehrperſonen. Ihre Berückſichtigung 
hat nach der Reihenfolge der Anmeldung zur Eintragung (8 5) bis zur Erreichung der 
genannten Zahl zu erfolgen. a 

Berlin, den 18. Mai 1920. 


Der Miniſter für Landwirt⸗ 
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i Kr” Braun. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Minifter für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Fiſchbeck. Volksbildung. 
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Flaggen der Dienſtgebäude. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin 73 9, den 3. Auguſt 1920. 


Im Einvernehmen mit den übrigen Herren Staatsminiſtern hebe ich ſämtliche bis⸗ 
herigen Vorſchriften über das Flaggen der Dienſtgebäude für den Bereich meiner Ver⸗ 
waltung auf und beſtimme, daß bis auf weiteres ein Flaggen nur auf Grund meiner 
beſonderen Anweiſung und in den preußiſchen Farben zu erfolgen hat, wobei die vor⸗ 
handenen Fahnen weiterbenutzt werden können. 

In Vertretung. 
ZB. 1 2655. I 9986. Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Demobilmachungsausſchuß Groß⸗Berlin. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 4. Auguſt 1920. 

Mit Rückſicht auf das Geſetz über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde Berlin 
vom 27. April d. J. (GS. S. 123) beſtimme ich, daß der Geltungsbereich der auf Grund 
der allgemeinen und beſonderen Befugniffe erlaſſenen Verordnungen des Demobilmachungs⸗ 
ausſchuſſes Groß-Berlin mit dem 1. Oktober d. J. mit dem Bezirke der neuen Stadt⸗ 
gemeinde Berlin in Übereinſtimmung gebracht wird. Ihre Befugniſſe als Demobilmachungs⸗ 
kommiſſar werden ſchon jetzt auf die Gebiete erweitert oder beſchränkt, die zur neuen Stadt⸗ 
gemeinde Berlin gehören. Ich erſuche Sie, die dem Demobilmachungsausſchuß Groß⸗ 
Berlin erteilten Vollmachten entſprechend abzuändern und eine Neufeſtſetzung des Geltungs⸗ 
bereichs der erlaſſenen Verordnungen in die Wege zu leiten. Für diezenigen Teile des 
bisherigen Zweckverbandsgebiets, die nicht in die neue Stadtgemeinde Berlin einbezogen 
ſind, iſt der Regierungspräſident in Potsdam als Demobilmachungskommiſſar zuſtändig. 

Im Auftrage. 
III 10144. von Meyeren. 


An den Herrn Oberpräſidenten als Demobilmachungskommiſſar für Groß-Berlin in Berlin. 


Kriegsteuerungszulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WI, den 7. Auguſt 1920. 

Für die Gewährung der laufenden Kriegsteuerungszulagen nach dem Runderlaſſe 
vom 4. März 1919 (mitgeteilt durch Runderlaß vom 12. desſ. Mts., HM Bl. S. 64) 
werden rückwirkend vom 1. Oktober 1919 ab mit den Orten der Ortsklaſſe A des Wohnungs⸗ 
geldzuſchußtarifs nachträglich noch folgende Orte gleichgeſtellt: 


im Regierungsbezirk Potsdam: 
Erkuer (Kreis Niederbarnim); 


im Regierungsbezirk Oppeln: 
Stadt Coſel und Landgemeinden Klodnitz, Coſelhafen, Kandrzin⸗Pogorzelletz im Kreiſe Eojel; 


im Regierungsbezirk Wiesbaden: 
Stadt Biebrich; Landgemeinden Griesheim, Nied.⸗Schwanheim, Loßenheim (Kreis 
Höchſt a. M.); 
im Regierungsbezirk Düſſeldorf: 

die Bürgermeiſtereien Friemersheim, Hochemmerich, Homberg, Moers und Repelen⸗Baerl 
im Kreiſe Moers. 

Ferner werden in das Verzeichnis derjenigen Orte und Bezirke, die als „teure 
Orte“ im Sinne der Vorſchriften über die Gewährung von Kriegsteuerungszulagen (vergl. 
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Ziffer I 10 vorgenannter Erlaſſe) zu behandeln find, nachträglich noch folgende Orte auf 
genommen; und zwar gleichfalls mit Wirkung vom 1. Oktober 1919 ab: 


im Regierungsbezirk Potsdam: 
Stadt Wittſtock; 

im Regierungsbezirk Breslau: 
Dittmannsdorf (Kreis Waldenburg); 


im Regierungsbezirk Magdeburg: 
Stadt Klötze; Weſteregeln (Kreis Wanzleben); 


im Regierungsbezirk Osnabrück: 
Bramſche (Kreis Berſenbrückh); 


im Regierungsbezirk Wiesbaden: 
Städte Hofheim a. T., Lorch, Caub, Diez, Naſſau, Hochheim a. M.; Landgemeinden Kriftel, 
Okriftel, Sulzbach, Lorsbach (Kreis Höchſt a. M.); Aßmannshauſen, Erbach a. Rh., Hatten⸗ 
heim, Johannisberg, Niederwalluf, Oſtrich, Mittelheim, Winkel (Rheingaukreis); Camp 
(Kreis St. Goarshauſen); Eddersheim (Landkreis Wiesbaden); 


im Regierungsbezirk Coblenz: 
die Gemeinden Obermendig und Ettringen (Kreis Mayen); 


im Regierungsbezirk Düſſeldorf: 
Bürgermeiſtereien Hörſtyen, Orſoy Land, Rheinberg Land, Oſſenberg, Wardt und Gemeinden 
Roſſenrey und Saalhoff der Bürgermeiſterei Vierquartieren (Kreis Mörs); 


im Regierungsbezirk Köln: 
Orte Sieglar, Eſchmar, Kriegsdorf, Spich, Bergheim (Sieg), Müllekoven der Bürgermeiſterei 
Sieglar (Siegkreis); Gemeinden Siegburg⸗Mülldorf und Niederpleis der Bürgermeiſterei 
Menden (Siegkreis); 
im Regierungsbezirk Trier: \ 

Kreis Merzig Bürgermeiſterei Hauſtadt mit den Ortſchaften: Hauſtadt, Honzrath, Erb⸗ 
ringen, Reinsbach, Hargarten, Beckingen, Fickingen, Düppenweiler; Bürgermeiſterei Hilb⸗ 
ringen mit den Ortſchaften: Ballern, Büdingen, Fitten, Hilbringen, Mechern, Mondorf, 
Schwemlingen, Silvingen, Weiler, Wellingen; Bürgermeiſterei Merzig⸗Land mit den Ort⸗ 
ſchaften: Bachem, Bietzen, Brotdorf, Harlingen, Menningen, Merchingen; aus der Bürger⸗ 
meiſterei Mettlach die Ortſchaften: Beſſeringen, Dreisbach, Saarhölzbach; Kreis St. Wendel 
Bürgermeiſterei Alsweiler mit den Orten: Alsweiler, Blieſen, Gronig, Güdesweiler, Mar⸗ 
pingen, Oberthal, Urexweiler, Winterbach; Bürgermeiſterei Oberkirchen mit den Orten: 
Baltersweiler, Eisweiler, Furſchweiler, Hofeld⸗-Mauſchbach, Namborn, Urweiler, Pinsweiler, 
Heiſterberg; Bürgermeiſterei St. Wendel⸗Land mit den Orten: Dörrenbach, Mainzweiler, 
Niederlinxweiler, Oberlinrweiler, Remmesweiler, Steinbach, Werſchweiler, Welſchhauſen; 


im Regierungsbezirk Aachen: 
die Gemeinden Linnich (Kreis Jülich) und Oidtweiler (Kreis Geilenkirchen). 


Ferner mit Wirkung vom 1. Januar 1920 ab: 


im Regierungsbezirk Breslau: 
Gemeinde Gallenau (Kreis Frankenſtein); Maltſch (Schleſien, Kreis Neumarkt); 


im Regierungsbezirk Liegnitz: f 
Stadt Seidenberg; Orte Zillerthal und Erdmannsdorf (Kreis Hirſchberg); 


im Regierungsbezirk Osnabrück: 
Stadt Osnabrück; 
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im Regierung3bezirf Wiesbaden: 
Landgemeinden Neuenhain und Schönberg (Obertaunuskreis), 


im Regierungsbezirk Coblenz: 
Gemeinde Caſtellaun (Kreis Simmern). 


Ich erſuche, hiernach das Weitere für den Bereich der Handels- und Gewerbeverwaltung 
zu veranlaſſen. 
Im Auftrage. 
ZB. 1 2824. Gerbaulet. 


An die beteiligten Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten. 
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III. Handelsangelegenheiten. 


Verkehr mit Nahrungsmitteln. 
Ausführung des Weingeſetzes. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. Berlin W 66, den 30. Juli 1920. 


Intereſſenten aus Weinbau und Weinhandel haben wiederholt auf die großen 
Schwierigkeiten hingewieſen, die ihnen die nach den Vorſchriften einerſeits des Weingeſetzes 
andererſeits des Weinſteuergeſetzes erforderliche umſtändliche und zeitraubende Buchfuͤhrung 
verurſache. Der Anregung, ein einheitliches Muſter einzuführen, das ſowohl die durch das 
Weingeſetz, als auch die durch das Weinſteuergeſetz geforderten Angaben aufzunehmen ver⸗ 
mag, hat der Herr Reichsminiſter des Innern im Einvernehmen mit der Reichsfinanz 
verwaltung nicht entſprechen können, da er unter den gegenwärtigen wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen von einer Maßnahnie abſehen möchte, welche die Beſchaffung neuer Bücher not- 
wendig machen, die vorhandenen entwerten würde. 

Nach den Ausführungsbeſtimmungen zu § 19 des Weingeſetzes (Bekanntmachung des 
Reichskanzlers vom 9. Juli 1909, RGBl. S. 549) darf die Verwendung der Muſter A 
bis G dann unterbleiben, wenn die vorgeſchriebenen Angaben in Bücher anderer Form 
eingetragen werden, die nach den Grundſätzen ordnungsmäßiger Buchführung geführt werden. 
Die nach den Ausführungsbeſtimmungen zum Weinſteuergeſetz (Bekanntmachung des Reichs⸗ 
kanzlers vom 13. Auguſt 1918, ZentrBl. f. d. Deutſche Reich S. 503) nach Muſter 12 und 
13 zu führenden Weinſteuerbücher vermögen dann einen hinreichenden Erſatz für die nach 
den Ausführungsbeſtimmungen zum Weingeſetz von Schankwirten, Lebensmittelhändlern uſw. 
zu führenden Weinbücher nach Muſter F zu bieten, wenn in die Spalte Bemerkungen des 
Weinſteuerbuchs ein Vermerk darüber aufgenommen wird, ob der dort gebuchte Wein ge⸗ 
zuckert iſt oder nicht. " 

Ordnungsmäßige Führung des Weinſteuerbuchs nach Muſter 12 oder 13 und gleich⸗ 
zeitig des Kellerbuchs nach Muſter A oder B macht das Weinlagerbuch nach Muſter D 
entbehrlich, befreit aber Betriebe, die Zucker zuſetzen, nicht von der Pflicht zur Buchführung 
nach Muſter G 

Wir erſuchen, den mit der Überwachung des Weinverkehrs betrauten Beamten und 
Sachverſtändigen hiervon zur Nachachtung Kenntnis zu geben und die Weinkontrolleure 
außerdem anweiſen zu laſſen, die zur Buchführung verpflichteten Erwerbskreiſe bei der 
Ausübung ihres Berufs aufzuklären. 


Zugleich im Namen der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
und für Handel und Gewerbe. 
Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Im Auftrage. 
Gottſtein. 
II. II 1711 M. f. V. — IIb 5449 M. f. H. — IIa 5590. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten, 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Gewerbebetrieb der Pfandleiher. 


Auf Grund der Ermächtigung des Geſetzes zur Abänderung des Geſetzes, betreffend 
das Pfandleihgewerbe vom 17. März 1881 (GS. S. 265), vom 7. Juli 1920 (GS. S. 387) 
beſtimme ich folgendes: 
An Stelle der in § 1 des Geſetzes vom 17. März 1881 zuläſſigen Zinſen dürfen die 
Pfandleiher bis auf weiteres ſich ausbedingen oder zahlen laſſen: 
a) 3 Pf. für jeden Monat und jede Mark von Darlehnsbeträgen bis zu 30 M; 
b) 2 Pf. für jeden Monat und jede den Betrag von 30 & überſteigende Mark. 
Dieſe Beſtimmung iſt auch für die Pfandleihanſtalten der Gemeinden oder weiteren 
Gemeindeverbände unter der Vorausſetzung anwendbar, daß gemäß § 21 oder $ 22 des 
Geſetzes vom 17. März 1881 deſſen § 1 für ſie gilt. 
Berlin, den 23. Juli 1920. 


Der Miniſter des Innern. 


2. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Koſten für Schlichtungsausſchüſſe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 6. August 1920. 


Zur Vermeidung von Zweifeln weiſe ich darauf hin, daß die Ihnen durch den Rund⸗ 
erlaß vom 14. Juni d. J. (HM Bl. S. 187) erteilte Ermächtigung, über Mittel bis zu 
10 000 4 zu verfügen, ſich auf die Koſten zur Herſtellung der Einrichtung oder Unter⸗ 
haltung von Büroräumen für die einzelnen Schlichtungsausſchüſſe bezieht. 


Im Auftrage. 
III 9183. Gerbaulet. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 
und zur Kenntnis an die übrigen Herren Regierungspräſidenten uſw. 


3. Reichsverſicherungsordnung. 
IV. Buch (Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung). 
Vergütung für die Quittungskartenausgabe. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. Berlin W 66, den 2. Auguſt 1920. 


Die durch den Erlaß vom 12. Mai d. Is. (HMBl. S. 160) feſtgeſetzte erhöhte Ver⸗ 
gütung für die Ausſtellung und den Umtauſch der Quittungskarten ſteht den Krankenkaſſen. 
erſt vom 12. Mai d. Is., dem Tage des Erlaſſes ab, zu. 


Im Auftrage. 
III V 1079. Bracht. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 
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v. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Schulordnungen. 
Der Minifter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 26. Juli 1920. 


Der letzte Satz der Anmerkung!) zu § 5 der mit dem Erlaſſe vom 25. März d. J. 
(SMBl. S. 99) überſandten Schulordnung erhält folgende Faſſung: 
Schülerarbeiten aus Material, das der Schule gehört, find Schuleigentum, 
die Gegenſtände können jedoch gegen eine vom Direktor feſtzuſetzende angemeſſene 
Vergütung den Schülern überlaſſen werden. 
Ich erſuche Sie, die Ihnen ſ. Zt. überſandten Abdrucke der Schulordnung entſprechend 
abändern zu laſſen. 
Im Auftrage. 
IV 6547. Dr. von Seefeld. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Ausbildung von Gewerbelehrerinnen für Klaſſen der gelernten Arbeiterinnen an kleineren 
und mittleren Fortbildungsſchulen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 6. Auguſt 1920. 


Ich bin damit einverſtanden, daß unter Beachtung der Beſtimmungen des Erlaſſes 
vom 26. Juni 1920 (Ml. S. 216) und unter Zugrundelegung der in der konmiſſariſchen 
Verhandlung am 2. Auguſt d. J. in Köln vereinbarten Stundentafel an der dortigen Pflicht⸗ 
fortbildungsſchule für Mädchen unter Leitung des Direktors Uhrmann im Herbſt d. J. 
ein 1% jähriger Lehrgang für techniſche Lehrerinnen zur Ausbildung als Gewerbelehrerin 


für Klaſſen der gelernten Arbeiterinnen an kleineren und mittleren Fortbildungsſchulen 


eingerichtet wird. * 

Sie wollen das Weitere ſofort veranlaffen und dafür ſorgen, daß die Einrichtung des 
Lehrganges in öffentlichen Blättern, ſoweit Koſten nicht entſtehen, bekannt gegeben wird. 
Im Auftrage. 

IV 8523. Dr. von Seefeld. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in Köln. 


Fürſorge für Kriegergräber. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 7. Auguſt 1920. 
Abdruck überſende ich Ihnen mit dem Erſuchen, die Förderung der Organiſation 
auch den Leitern der Fach- und Fortbildungsſchulen meiner Verwaltung angelegentlich zu 
empfehlen. 
Im Auftrage. 
IV 6692. Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Volksbildung. Berlin WS, den 8. Juli 1920. 

Im Dezember 1919 hat ſich unter dem Namen „Volksbund Deutſche Kriegergräber⸗ 
fürſorge“ E. V. in Charlottenburg 5, Königsweg 30, eine Organiſation gebildet, die im 
Zuſammenwirken mit den Behörden und anderen gleichſtrebenden Verbänden ſich die Her⸗ 
richtung, den Schmuck und die Pflege der Kriegergrabſtätten im Reichsgebiet und der 
deutſchen Kriegergrabſtätten im Ausland angelegen ſein laſſen will. Der Vorſtand des 
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Bundes hat ſich bereits mit den maßgebenden Behörden ſowie mit einflußreichen Perſön⸗ 
lichkeiten in Verbindung geſetzt. Der Volksbund, der auch den Angehörigen der Gefallenen 
und Verſtorbenen in allen Angelegenheiten der Kriegergräberfürſorge behilflich zu ſein 
beſtrebt iſt und die zwiſchenſtaatliche Fürſorge für die Kriegergräber auf der Grundlage 
der Gegenſeitigkeit betreiben will, beabſichtigt, die Organiſation in Verbänden und Orts⸗ 
gruppen über das ganze Reich zu verbreiten, möchte aber den einzelnen Verbänden den 
inneren Ausbau überlaſſen. Um Zerſplitterungen zu vermeiden, iſt es erwünſcht, daß neue 
Sondergründungen nicht ins Leben gerufen werden, vielmehr etwa bereits vorhandene 
Verbände mit ähnlichen Zielen ſich dem „Volksbund“ anſchließen. 

Im Hinblick auf die ethiſche und nationale Bedeutung des Unternehmens, das in 
der Erfüllung der großen Aufgaben der Kriegergräberfürſorge Reich und Länder zu unter⸗ 
ſtützen beſtrebt iſt, empfehle ich angelegentlich, in geeigneter Weiſe auf die Organiſation 
hinzuweiſen und die Gründung der Verbände und Ortsgruppen nach Möglichkeit zu fördern. 


An die Herren Univerſitätskuratoren. 


2. Fachſchulen. 


Schulgeld an Fachſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 5. Auguſt. 1920. 


Durch die Beſtimmung im letzten Satz des Abſatzes 2 des Erlaſſes vom 31. März d. J. 
(SMBl. S. 102), wonach bei den ſtaatlichen Baugewerkſchulen, Metallfachſchulen, 
Handwerker⸗ und Kunſtgewerbeſchulen und ähnlichen Fachſchulen ein Schulgelderlaß bis zu 
10 v. H. der Iſteinnahme zugelaſſen iſt, bleiben die Beſtimmungen des Erlaſſes vom 
23. Februar 1916 (HMBL. S. 57), betreffend Schulgeldbefreiung für kriegsinvalide Fach⸗ 
ſchüler, unberührt. 

Im Auftrage. 
IV 7099. Dr. von Seefeld. 


An die beteiligten Herren Regiekungspräſidenten. 
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